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Der Präsident des Bundesrates 


Bonn, den 29. Juni 1956 


Abschrift 


An den 

Vorsitzenden des Vermittlungsausschusses 
des Deutschen Bundestages und des Bundesrates 
Herrn Ministerpräsident Dr. Zinn 


Ich beehre mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in seiner 
161. Sitzung am 29. Juni 1956 beschlossen hat, hinsichtlich des vom 
Deutschen Bundestage am 20. Juni 1956 verabschiedeten 

Gesetzes zur Änderung des Gesetzes 
über das Bundesverfassungsgericht 
- Drucksachen 2388, 1662 - 

zu verlangen, daß der Vermittlungsausschuß gemäß Artikel 77 
Abs. 2 des Grundgesetzes aus den in der Anlage angegebenen 
Gründen einberufen wird. 

Der Bundesrat ist der Ansicht, daß das Gesetz gemäß _Artikel 84 
Abs. 1 des Grundgesetzes seiner Zustimmung bedarf. 


gez. von Hassel 


Bonn, den 29. Juni 1956 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird mit Bezug auf das dortige Schreiben 
vom 22. Juni 1956 mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 


von Hassel 


Drudt: Bonner Unlversitats-Buchdnickerel, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger. Bad Godesberg. 
Rheinallee 20, Telefon 2551 



Anlage 


Gründe 

für die Einberufung des Vermittlungsausschusses 


Artikel 1 Nr. 6 (§ 7 a) ist zu streichen. 

Begründung 

1. Zu einer Änderung des geltenden Wahl- 
mouLLs für die Wahl der Richter am Bun- 
desverfassungsgericht besteht kein Anlaß. 
Die y\nwcndung der einschlägigen Vor- 
schriften hat bisher nidit zu ernsten 
Schwierigkeiten geführt, insbesondere nie 
die Gefahr der Beschlußunfähigkeit des 
Bun desverf assungsgerichts heraufbeschwo- 
ren. 

2. Verfassungspolitisch ist es nicht tragbar, 
gesetzliche Regelungen zu schaffen, die 
davon ausgehen, daß sich die gesetzgeben- 
den Körperschaften als nidit imstande er- 
weisen, einer ihnen von der Verfassung 
auferlegten Aufgabe in angemessener Frist 
zu genügen. Um eine soldie staatspolitische 
Aufgabe von hohem Rang handelt es sich 
aber bei der Wahl der Richter am Bun- 
des verfassungsgeridit. 

Die Bestellung zum Richter am Bundes- 
verfassungsgericht bedarf bei der hohen 
Bedeutung dieses Verfassungsorgans einer 
möglichst breiten Vertrauensgrundlage. 
Eine solche wird nur erzielt, wenn die 
Wahl durch qualifizierte Mehrheit zu- 
stande kommt. Aus diesem Grunde hat 
sich auch das Bundesverfassungsgericht in 
seinen bisherigen Äußerungen mit Nach- 
druck gegen eine Änderung des geltenden 
Wahlmodus gewandt. Die nach dem Ge- 
setzesbeschluß des Bundestages vorgesehene 
Möglichkeit einer Richterwahl mit ein- 
facher Mehrheit würde die Gefahr ent- 
stehen lassen, daß innerhalb des Bundes- 
verfassungsgerichts Richter verschiedener 
Vertrauensqualität tätig sind, nämlich 


Richter, die mit qualifizierter Mehrheit ge- 
wählt sind, und Richter, die nur mit ein- 
facher Mehrheit gewählt sind. 

3. Unabhängig davon bestehen gegen die 
vorgesehene Einschaltung eines Beirates in 
das Wahlverfahren erhebliche verfassungs- 
rechtliche und schwerwiegende verfas- 
sungspolitische Bedenken. Es erscheint zu- 
mindest in hohem Maße zweifelhaft, ob 
es mit Artikel 94 GG vereinbar ist, das 
Wahlrecht der gesetzgebenden Körper- 
schaften unter bestimmten Voraussetzun- 
an Vorschläge eines im Grundgesetz nicht 
vorgesehenen Organs zu binden. Durch die 
Tätigkeit des Beirates würde im Ergebnis 
die grundgesetzlich festgelegte Befugnis 
und Verpfliditung des Bundestages und 
des Bundesrates zur Wahl der Bundesver- 
fassungsrichter entscheidend eingeengt. 
Diese Bedenken werden noch dadurch ver- 
stärkt, daß es sich bei dem Beirat um ein 
außerhalb der politisdaen Verantwortung 
stehendes Gremium handelt. Damit fehlt 
aber dem Beirat die bei der Bedeutung 
seiner besonderen Aufgabe unerläßliche 
demokratische Legitimation. 

4. Die Neuregelung erreidit auch nicht das 
erstrebte Ziel, durch die Erleichterung des 
Wahlmodus auf jeden Fall ein Wahlergeb- 
nis zu sichern. Insbesondere ist nicht aus- 
geschlossen, daß keiner der Vorschläge des 
Beirates die erforderliche einfache Mehr- 
heit findet, z. B. bei Stimmengleichheit. 

5. Überdies ist § 7 a in seiner Fassung un- 

vollständig und unklar. Es bleibt offen, ob 
der Beirat bei seinen Vorschlägen an die 
Vorschlagslisten des § 8 Bundesverfas- 

sungsgerichtsgesetz gebunden ist oder 
nicht, ferner ob sich die Tätigkeit des Bei- 



rats im Einzelfall darin erschöpft, nur ein- 
mal Vorschläge zu machen, oder ob er, 
falls seine Vorschläge abgelehnt werden, 
etwa mehrmals hintereinander Vorschläge 
zu unterbreiten hat. Weiter fehlen Rege- 
lungen über das Verfahren der Wahlkör- 
per, die den Beirat bilden, und über das 
Verfahren des Beirates selbst. 


6. Der Beirat würde auch dadurch überfor- 
dert sein, daß von Ihm Entscheidungen 
von politischer Tragweite verlangt wer- 
den, zu denen sich die gesetzgebenden 
Körperschaften selbst nicht In der Lage 
sehen. Dies sollte schon im Hinblick auf 
den Rang der für den Beirat vorgesehenen 
Persönlichkeiten vermieden werden. 
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